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Zugestellt am
40° Januar 4972

I m N a m e n d e s
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V o l k e s
U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigterz
„„„„„„„„„„ „„.„.„„..‚°‚„.‚„o;°„‚
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Beklagter und Revisionsbeklagter,

II„ Beigeladene und Revisionsbeklagtez
l)

oooooooooooooooooooooooooo oeo°o°o‚

2)ODOOOUOUQOOOOQODOOOcub°nbaa°ooooca

Prozeßbevollmächtigte zu II 1) und 2);
„„„„. „„„„„ „„..„

Der ll° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 10° Dezember 1971 durch

Bundesrichter H e y e r
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dr„ B u s s ,
Bunde8richter Dr„ R e i n h o l d ,
Bundessozialrichter B r i n k m a n n und

Bundessozielrichter H e i m a n n

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom
16° September 1969 wird aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zu neuer Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwieseno
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Der Beklagte wurde 1955 vom Vorstand der Landwirtschaft—

1ichen Berufsgenossenschaft (BBG) Schwaben zum Geschäfts—

führer gewählt und ;war ab Oktober 1957 in gleicher Funk—

tion gemäß @13 Abs° 2 des Gesetzes über eine Altershilfe
für Landwirte vom 27° Juli 1957 (GAL 1957) bei der kla—

genden Alterskasse tätigc Auf Grund seiner Wahl zum Ge—
schäftsführer wurde der Beklagte 1954 in das Beamtenver—

hältnis des Freistaates Bayern berufen; er war zuletzt

Oberregierungsdirektor° Im August 1960 untersagte ihm
die Aufsichtsbehörde wegen des Verdachts von Dienstpflicht

verletzungen die Führung seiner Amtsgeschäfte° Im Januar

1961 wurde der Beklagte als Geschäftsführer der LBG und

der Klägerin abberufen° Nach seiner Bestrafung wegen Ver—

gehen nach dem Selbstverwaltungsgesetz vom 22° Februar 1951

» GSV — (BGBl I 124) und wegen Betruges verurteilte ihn

die Dienststrafkammer Augsburg im März 1965 zur Entfernung

aus dem Dienst.

Die Klägerin verlangte mit der Klage von dem Beklagten Er—

satz des Schadens, der ihr durch seine Tätigkeit als Ge—

schäftsführer entstanden sei° Sie hat die Klage auf 5 7

Abs„ 5 in Verbindung mit 5 ? Abso 1 GSV gestützt°

Durch Urteil vom 9„ Februar 1967 hat das Sozialgericht (SG)

Augsburg den Beklagten verurteilt, an die Klägerin 47„056‚55

DM nebst 4 % Zinsen seit Klageerhebung zu zahlen, und im
übrigen die Klage abgewiesen° Auf die — zugelassene — Be—
rufung des Beklagten und der beigeladenen Versicherungsge—

sellschaften hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG)

den Rechtsstreit an das Landgericht Augsburg verwiesen°

Das LSG hält den Rechtsweg zur Sozialgerichtsbarkeit für

unzulässig° Nach seiner Auffassung hat 5 7 Abs„ 1 Satz 1

GSV iVm 5 7 Abs„ 5 GSV einen zivilrechtlichen Schadenser— '
satzanspruch zum Gegenstand°
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Mit der zugelassenen Revision beantragt die Klägerin,

das Urteil des LSG aufzuheben und den

Rechtsstreit zu neuer Entscheidung an
das LSG zurückzuverweisen‚

Sie hält nach wie vor den Sozialrechtsweg für gegeben°

Das LSG habe die Rechtsnatur des Haftungsanspruchs nach

5 7 GSV verkannt, wenn es aus dem Hinweis des Gesetzes,

der Geschäftsführer hafte dem Versicherungsträger wie

der Vormund seinem Mündel, geschlossen habe, der Anspruch

sei zivilrechtlicher Natur° Die Bezugnahme auf bürger-

lich—rochtliche Haftungsgrundsätze Sei nur für den Umfang

der Ersatzpflicht bedeutsam, der Haftungsgrund beruhe da—

gegen in den öffentlich—rechtlichen Beziehungen des Ge—

schäftsführers zum Versicherungsträger°

Der Beklagte und die beigeladenen Versicherungsunternehmen

haben beantragt,

die Revision zurückzuweisen„

Der beigeladene Freistaat Bayern hat keinen Antrag gestellt°

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohnev
mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die Revision der Klägerin ist begründet. Zu Unrecht hat das

LSG den Rechtsweg zur Sozialgerichtsbarkeit verneint°

Die Klägerin stützt ihren Anspruch —iVm 5 15 Abs. 5 GAL 1957
(vgl° auch @ 32 GAL l965} — auf 5 ? Abs° l und 5 GSV in der

hier maßgeblichen Fassung vom 15, August 1952, die im we—
sentlichen dem 5 14 Abs° l und 2 des Selbstverwaltungsge—

setzes in der heute gültigen Fassung vom 15° August 1967
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(SVWG) entspricht° Hierzu hat der 7° Senat des Bundessozial-
gerichts (BSG) — und zwar in dem Verfahren auf die Schadens—

ersatzklage der LBG gegen den Kläger — mit Urteil vom

250 N0Vember 1971 (7/2 RU 206/69) inzwischen entschieden, daß

eine auf die genannten Vorschriften der GSV gestützte Klage

eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten

der Sozialversicherung betrifft° Diese Auffassung hat der

79 Senat wie folgt begründetz Angelegenheiten der Sozialver—
‘ sicherung seien alle Streitigkeiten, die in den Sozialver-

sicherungsge$etzen ihre Grundlage hätten° Hierzu gehöre auch

das Selbstverwaltungsrecht der Sozialversicherungsträger°

Das Rechtsverhältnis, aus dem der Klageanspruch abgeleitet

werde, gehöre dem öffentlichen Recht an° Die Rechtsstellung

des Beklagten als Geschäftsführer der Klägerin habe auf 5 8

GSV beruht° Nach dieser Vorschrift habe der Geschäftsführer

einen gesetzlich umschriebenen selbständigen Wirkungskreiso

Er habe eine organrechtliche Stellung im weiteren Sinne inne°

Dieses Organverhältnis beruhe auf Rechtssätzen, die der Ge—
setzgeber zur Verwirklichung der Aufgaben der Versicherungs—

träger geschaffen habe„ Ein auf 5 7 Abs° l und 5 GSV gestützter

Haftungsanspruch sei eine Folge dieses Rechtsverhältnisses

und deshalb ebenfalls dem öffentlichen Recht zuzurechnen°

_Der Hinweis auf die Haftung des Vormundes nach bürgerlichem

Recht lassen den Haftungsgrund unberührte Dem stünden

auch die abweichende Rechtsprechung des Reichsversicherungs—’

amtes (EVA) zu 5 25 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

und die Regelung des S 640 RVG nicht entgegen„ Die Recht—

sprechung des RVA erkläre sich nur daraus, daß die Recht—

sprechungsorgane im Sozialversicherungerecht vor dem Grund“

gesetz noch nicht allen Anforderungen einer unabhängigen

Gerichtsbarkeit genügten° Der Haftungsanspruch nach 5 640

RVO sei mit dem nach S 7 GSV nicht vergleichbar„ Ferner

schließe auch 5 40 Abs° 2 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung

(VwGO) nicht den Sozialrechtsweg aus° Der Schadensersatz—
anspruch leite sich zwar "aus der Verletzung öffentlich-

rechtlicher Pflichten" her; 5 40 Abs° 2 Satz 1 VwGO wolle je—

C
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doch nur für solche Ersatzstreitigkeiten den Zivilrechtsweg

erhalten, in denen ein enger Sachzusammenhang mit einer Ent—

eignung oder Amtshaftung bestehe° Keinesfalls sollten alle

Schadensersatzansprüche aus der Verletzung öffentlich—recht—

licher Pflichten den Zivilgerichten zugewiesen werden„ Bei

der hiernach gebotenen einschränkenden Auslegung erfasse @ 40

Abs, 2 Satz 1 VwGOden Anspruch der Klägerin nicht,

Das Urteil des ‘7° Senats, in dem diese Rechtsauffassung noch näher

erläutert wird, ist den Beteiligten bzw° ihren_Prozeßbevoll—

mächtigten bekannt° Der erkennende Senat hält die Auffassung,

daß für Ansprüche nach 5 7 Abs° 5 iVm 5 7 Abso 1 GSVder
Rechtsweg zur Sozialgerichtsbarkeit gegeben ist, für zu—
treffend° Der Senat hat dabei auch die — dem 7° Senat noch

nicht bekannte — ausführliche Abhandlung von Schallen: Die

Stellung der Geschäftsführer von Sozialversicherungsträgern,

(Fortbildung und Praxis, Schriftenreihe der Zeitschrift "Wege

zur Sozialversicherung", Nr" 74, 1971) berücksichtigt° Schallen

macht darin die wesentlichen Änderungen deutlich, die die
Rechtsstellung der Geschäftsführer durch das SVG—(SWVG)er—
fahren hat° Er unterscheidet zutreffend die dienstrecht-

liche und die organrechtliche Stellung, was zum "Auseinander—

fallen des Rechtsweges" führen könne„ Bei organrechtlichen
(selbstverwaltungsrechtlichen) Maßnahmen bejaht auch er den

Sozialrechtsweg‚ Zu Unrecht meint er nur, daß die haftungs—
rechtlichen Grundlagen sich beim Geschäftsführer aus dem je—

weiligen Dienstrecht ergäben, so daß für Haftungsstreitigkeiten

- anders als bei ehrenamtlichen Organmitgliedern
- der Sozial—

rechtsweg nicht in Betracht komme (S. 79 f)° Schallen über—

sieht hierbei, daß Haftungsansprüche gegen den Geschäfts—

führer ihre Rechtsgrundlage auch in dessen öffentlich—recht-

licher Organstellung haben können„

Hiernach ergibt sich, daß das LSG den Rechtsstreit nicht an
das Landgericht Augsburg verweisen durfte, vielmehr selbst

in der Sache entscheiden mußteo Da das LSG keine ausreichen—

den Feststellungen über die Einzelheiten des Schadensersatz-
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anspruchs getroffen hat, muß das angefochtene Urteil auf—

gehoben und der Rechts$treit zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen wer—
dena

In dem abschließenden Urteil hat das LSG auch über die

Kosten des Revisionsverfahrens zu befindeno
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